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Fragen zur LHV NRW  und dem Entwurf zum LHundG NRW

1.) Es liegen zahlreiche Stellungnahmen und Gutachten fachkompetenter Ethologen vor, welche den Ansatz einer rassespezifischen Einteilung nach gefährlichem oder harmlosem Hund als falsch und unbrauchbar erachten (dazu zählen unter anderem Frau Dr. Dorit Feddersen-Petersen, Uni Kiel und Univ. Prof. Dr. Irene Stur, Uni Wien). Unsere Frage ist nun, wie Sie diese Gutachten bewerten, bzw. in den neuen Gesetzentwurf LHundG eingebracht haben (eine kleine Auswahl an Gutachten ist angefügt). Ferner interessiert uns, wie Sie die Fachkompetenz der aufgeführten Wissenschaftler bewerten.

2.) Welche Fachgremien legten die bisherigen Rasselisten aus LHV und Entwurf LHundG fest und welche Argumente führten zur Einteilung der Rassen?

3.) Sie gaben in mehreren Stellungnahmen zu verstehen, dass die LHV-NRW einen Rückgang der Beißvorfälle erbracht habe. Wir interessieren uns für die zugehörigen Erhebungen und bitten Sie, uns diese zukommen zu lassen. Wurden diese Statistiken auf die Tatsache normiert, dass eine Vielzahl von Hunden in den überfüllten Tierheimen gehalten wurden? Wäre ein Rückgang der Beißunfälle nicht auch eingetreten, wenn Hunde anderer Rassen aus dem Verkehr gezogen worden wären?

4.) Aus welchem Grund wurde eine 20/40-Regelung eingeführt? Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang beispielsweise die Gefahr eines nicht sozialisierten Jagdterriers (kleiner 40 cm, leichter als 20 Kg), welcher unbeaufsichtigt mit einem Kleinkind zusammen ist? Falls Ihre Antwort diesbezüglich auf §2 des Entwurfs LHundG oder ähnliche Paragraphen abzielt, wo allgemeine Pflichten des Halters angesprochen werden: Warum sind diese allgemeinen Pflichten nicht bei 20/40-Hunden oder Anlagehunden ausreichend?

5.) Wie wird praktisch verhindert, dass durch Zucht und Weitergabe von Hunden durch kommerziell ausgerichtete Züchter, Hinterhofzüchter und Händler nicht weitere gefährliche Hunde in Umlauf gebracht werden, welche durch fehlende Fachkompetenz bei Zucht und Haltung bleibende Schäden davontragen?

6.) Warum müssen Hunde, welche einer Leinenpflicht unterliegen und zudem nach LHV / LHundG ausschließlich von integren, sachkundigen Haltern geführt werden dürfen, zusätzlich einen Maulkorb tragen (die Möglichkeit der Maulkorb-Befreiung ist hierbei nicht von belang, da zuerst einmal die Maulkorbpflicht angeordnet ist)?

7.) Die derzeitigen Regelungen zur Bestätigung einer Sachkunde sind unzureichend. Der Fragenkatalog der Kreisveterinäre ist mehrfach veröffentlicht; niedergelassene Tierärzte haben in der Regel keine fundierten kynologischen Kenntnisse. Wie garantieren Sie die Sachkunde der Halter? Wäre eine Beurteilung der individuellen Halter-Hund-Beziehung nicht sinnvoller?

8.) Tierheime vermitteln seit je her in großer Verantwortung Hunde an Menschen und nehmen in diesem Zusammenhang Beurteilungen der individuellen Halter-Hund-Beziehung vor. Tierheime tragen auch seit je her die Verantwortung, wann ein Tier zur Vermittlung frei gegeben wird und wann es aufgrund erhöhter Gefährdung für Mensch und Tier aus der Vermittlung genommen wird. Warum wird dieses große Potential in keiner Weise in LHV / LHundG berücksichtigt? Warum werden Halter-Hund-Kombinationen, welche durch dieses bewährte Verfahren zusammenkommen, mit Halter-Hund-Beziehungen aus Hinterhofzüchtungen gleichgesetzt, zumal eine Kontrolle der Tierheime durch amtliche Tierärzte vorliegt und problemlos diesbezüglich erweitert werden könnte?

9.) Der Entwurf zum LHundG regelt in §11 Abs. 6 und §5 Abs. 2 die Anleinpflicht für große Hunde und Hunde bestimmter Rassen. Im Gegensatz zur LHV wird nun auch eine Anleinpflicht auf allen öffentlichen Wegen, also auch Feldwegen oder ähnlichem, festgeschrieben. Uns ist nicht ganz klar, wo Hunde neben ausgewiesenen Auslaufflächen noch unangeleint laufen dürfen und bitten daher um nähere Erläuterung. Zudem fragen wir uns, auf welche Art und Weise ausreichend Auslaufflächen geschaffen werden sollen, da diese flächendeckend verfügbar und genügend groß gestaltet sein müssten. Dieser Punkt könnte in Konflikt zu geltendem Bundesrecht (Tierschutzgesetz) stehen. Für die Haltung von Hunden legt die Tierschutz Hundeverordnung (THV) vom 02. Mai 2001 des Bundes das Tierschutzgesetz näher aus: §2 THV: „Einem Hund ist ausreichend Auslauf im Freien außerhalb eines Zwingers oder einer Anbindehaltung ... zu gewähren“. Kann und soll das zu beschließende Hundegesetz über der Tierschutz-Hundeverordnung stehen?

10.) Sichergestellte Hunde müssen von den Kommunen untergebracht werden. Viele Tierheime sehen sich nicht mehr in der Lage, für eine artgerechte Unterbringung der sichergestellten Langzeitinsassen im Sinne der Tierschutz-Hundeverordnung zu sorgen. Die Tierschutzhundeverordnung ist seit September 2001 in Kraft und sieht für die Behörden lediglich eine befristete Ausnahmemöglichkeit für vorübergehendes Halten (§9 THV) vor. Die Haltung von Anlagehunden in Tierheimen ist allerdings meist nicht als befristet anzusehen. Zudem ist eine Ausnahmemöglichkeit für den oben bereits erwähnten §2 THV (Auslauf im Freien) nicht, auch nicht befristet, vorgesehen! Dieser Verstoß gegen die Tierschutz-Hundeverordnung des Bundes ist bereits tägliche Praxis der Kommunen – mit Anzeigen gegen die Kommunen ist in Kürze zu rechnen. Wir bitten Sie uns mitzuteilen, wie die Kommunen vor diesem Hintergrund sichergestellte Hunde unterbringen sollen. 
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